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TOP 4.13  / 4.7 Großkundenschnittstelle für die Fahrzeugzulassung 

Das BMVI hat aufgrund des Bedarfes der Automobilwirtschaft an einer schnellen und 
unkomplizierten Fahrzeugzulassung und angesichts der Herausforderungen durch die
SARS-CoV-2-Pandemie ein Projekt zur Bereitstellung einer zentralen Großkunden- 
schnittstelle (GKS) beim Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) aufgesetzt. Das Ziel besteht darin,
die Zulassungsbehörden in den Ländern bei der rein digitalen Abwicklung von Zulas- 
sungsvorgängen zu unterstützen, die über Vermittler gestellt oder bei denen große ei-
gene Fahrzeugflotten verwaltet werden. Mit der Implementierung der GKS soll den sog.
Großkunden (GK) wie Flottenbetreibern, Finanzierungsgesellschaften oder Zulas- 
sungsdienstleistern ein zentraler Zugang zum flächendeckenden Zulassungsvollzug bei
ca. 430 Zulassungsbehörden ermöglicht werden. Dafür, so das Konzept, führt die zen­ 
trale GKS automatisiert eine Ergänzung der einzelnen Zulassungsanträge um diejenige
nDaten aus den bundesweit zur Verfügung stehenden Datenbanken durch, die für die 
endgültige Zulassung erforderlich sind. Sollte dieses Verfahren ergeben, dass Daten,
die für die Zulassung erforderlich sind, nicht zur Verfügung stehen oder unrichtig sind,
so leitet die GKS den betreffenden Antrag an den GK zurück, bei Vollständigkeit der 
ergänzten Daten leitet sie ihn an die jeweils zuständige Zulassungsbehörde zur Bear- 
beitung weiter. Für die Abwicklung des Verfahrens wurden ein Grobkonzept erstellt und
die Umsetzungsarbeiten an einem bis zum 30. Juni 2021 beim KBA zu implementieren-
den Prototyp begonnen, der sodann für alle interessierten Unternehmen, die die Vor­ 
aussetzungen erfüllen, ausgerollt werden soll. 

Parallel und in enger Abstimmung mit diesem Projekt wird im Land Baden-Württem- 
berg, das im OZG-Themenfeld „Mobilität und Reisen“ für die Fahrzeugzulassung die 
Federführung innehat, mit der Entwicklung einer Lösung für den Zugang auch kleinerer
und mittlerer Unternehmen (KMU) zum Verfahren begonnen. Hier geht es darum, auch
anderen als natürlichen Personen, die keine Großkunden sind, die Zulassung einzelner
Fahrzeuge zu ermöglichen. Beide Ansätze haben die technischen Komponenten ge- 
meinsam, erarbeiten aber unterschiedliche Zugänge für die Wirtschaft (Schnittstellen für
GK vs. graphische Benutzeroberflächen für KMU). Die Implementierung des Verfahrens
erfolgt als „Einer für alle“-Modell im Rahmen der Umsetzung des Onlinezugangsgeset- 
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· Bei jedem Antrag authentifiziert die GKS den Großkunden mittels NKB, nimmt
digital Anträge entgegen, führt eine Reihe von Vorprüfungen durch und leitet die
Antragsdaten bei positiver Vorprüfung an das Fachverfahren der Zulassungsbe-

zes (OZG) mit dem Ziel einer standardisierten, flächendeckenden und nutzerorientierten
Bereitstellung. Dieser Lösungsansatz (Zentrale GKS beim KBA und dezentraler Zugang
für KMU) wird von den vom Verfahren betroffenen Wirtschaftsverbänden aktiv unter- 
stützt. 

Demgegenüber haben die Kommunalen Spitzenverbände im Dezember 2020 überra- 
schend ein eigenes Konzept vorgelegt, welches eine rein dezentrale Umsetzung des 
Verfahrens auch für Großkunden vorsieht. Dieser Vorschlag wird von den Nutzern des
Verfahrens kritisch gesehen, da eine bundesweit flächendeckende Lösung nur mit ho-
hem Abstimmungsaufwand bereitgestellt werden könnte und der damit verbundene 
Aufwand für die am Verfahren Beteiligten seitens der Wirtschaft im Vergleich zum zen- 
tralen Ansatz als weniger effektiv angesehen wird. Zudem sollen nach diesem Konzept
Fachverfahrenshersteller als Betreiber fungieren, denen eine eigenständige Rechtsposi- 
tion im Zulassungsrecht bisher nicht zugewiesen ist. 

Im Interesse einer möglichst zeitnahen Umsetzung des Vorhabens verfolgt das BMVI 
weiterhin die zentrale Gestaltung der bundesweit standardisierten GKS und gemeinsam
mit dem Land Baden-Württemberg die Entwicklung einer KMU-Lösung. Das Land  
Baden-Württemberg  bringt  für  beide  Verfahrensarten  eine  technische  Komponente  
zur Ergänzung der Antragsdaten um die für die Zulassung erforderlichen Daten ein.  
Diese Komponente soll dann als Standard bundesweit zur Verfügung gestellt werden.  
Für die Umsetzung der vorgesehenen Pilotverfahren wird das Funktionieren der GKS  
und auch der örtlichen Schnittstelle bis zu einer endgültigen bundesrechtlichen Rege­ 
lung auf die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung der zuständigen obersten Landes­ 
behörde angewiesen sein. Als Vorbild sollen die bereits im Land Niedersachsen erlasse
­nen Regelungen dienen. Die Einzelheiten der Konzeption und der erreichte Sachstand 
wurden am 8. Dezember 2020 in der GKS-Länder-AG des BLFA-Fz mit Länderver­ 
tretern erörtert. Die nächste Sitzung der AG ist in Planung. 

Sachstand zur Umsetzung 

Die  Projektvorbereitung  zur  GKS  beim  KBA  wurde  Ende  2020  abgeschlossen.  Das 
Grobkonzept beschreibt die Ausgestaltung der GKS in der folgenden Form: 

·  Der Großkunde registriert sich einmalig beim KBA durch Prüfung entsprechender 
Voraussetzungen unter Verwendung des Nutzerkonto Bund (NKB). 
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hörde weiter. Die Vorprüfung besteht in der Ergänzung des einzelnen Antrages
um Daten aus den bundesweit verfügbaren Datenbanken. Dafür werden Web-
Services bereitgestellt, die die Kommunikation zwischen Großkunden, KBA und
Zulassungsbehörden ermöglichen, inkl. eines Rückkanals an den Großkunden.

· Die Zulassungsbehörde prüft ihre Zuständigkeit, Gebührenrückstände und verar-
beitet den Antrag einschließlich der durch die GKS ergänzten Daten und ent-
scheidet über die Zulassung, erstellt Gebührenbescheide und versendet die Zu-
lassungsunterlagen.

Die Projektbeteiligten wurden identifiziert und in eine Projektorganisation integriert. Die
Länder sind u.a. mit Vertretern des BLFA-Fz in einer übergreifenden Arbeitsgruppe zur
Entscheidung grundlegender Rahmenbedingungen für die GKS beteiligt. Die prototypi-
sche Umsetzung notwendiger Schnittstellen wurde nach erfolgter Planungsphase beim
KBA begonnen. Die Integration des Prüfmoduls aus Baden-Württemberg ist in Vorberei-
tung. Der bis Mitte 2021 bereitzustellende Prototyp soll zumindest die Neuzulassung
eines Fahrzeugs durch Anbindung eines Großkunden mit den Varianten Zulassung auf
sich selbst und Zulassung auf einen Dritten (Autohaus) über Ländergrenzen hinweg
abbilden.

Parallel wird im Land Baden-Württemberg die Entwicklung der Lösung für KMU im Sin-
ne eines OZG-Digitalisierungslabors vorbereitet. Die im Digitalisierungslabor entwickelte
Lösung soll als Blaupause/„Hub“ für die einzelnen Zulassungsbehörden in den Ländern
dienen. Der Fokus liegt auf der funktionalen Erweiterung der dezentralen i-Kfz-Portale
im Hinblick auf die Authentifizierung juristischer Personen für das Verwaltungsverfahren
sowie der Bereitstellung eines standardisierten Prüfmoduls. Ein Projektantrag im The-
menfeld „Mobilität und Reisen“ wird zzt. abgestimmt.

Die Weiterentwicklung des Prüfmoduls ist Kern der gemeinsamen Arbeiten des KBA
und des Landes Baden-Württemberg. Auf Basis dieses Kernbausteins soll ein bundes-
weiter Standard für eine möglichst weitgehend automatisiert ablaufende Antragsprüfung
etabliert werden.

Für die Ausgestaltung der das Verfahren regelnden Rechtvorschriften soll die spezielle
Ermächtigungsgrundlage des § 6g Abs. 4 Nr. 6 Straßenverkehrsgesetz in Anspruch
genommen werden, wonach bestimmte Aufgaben eines internetbasierten Zulassungs-
verfahrens dem KBA übertragen werden können, soweit die Aufgaben eine bundesein-
heitliche Durchführung erfordern. Eine diesbezügliche Aufgabenzuweisung enthält § 2
Absatz 1 Nr. 2a des Gesetz über die Errichtung eines Kraftfahrt-Bundesamtes. Danach
übernimmt das Kraftfahrt-Bundesamt für Zwecke der Zulassung von Fahrzeugen und
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der Zuteilung von Kennzeichen die Errichtung und den Betrieb informationstechnischer
Systeme für eine zentrale elektronische, auch internetbasierte Verarbeitung von für die-
sen Zweck erforderlichen Daten und deren Weiterleitung an die für den Vollzug zulas-
sungsrechtlicher Vorschriften zuständigen Behörden und Stellen.


